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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 
 

Ja, aber zu Senkung der Radio- und Fernsehabgabe 

Der Regierungsrat stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zur Senkung der Radio- und Fern-
sehabgabe auf 300 Franken grundsätzlich zu, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidge-
nössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation festhält. Die entspre-
chende Teilrevision der Radio- und Fernsehverordnung steht im Zusammenhang zur Eidgenös-
sischen Volksinitiative «200 Franken sind genug! (SRG-Initiative)». Der Bundesrat lehnt diese 
Initiative ab, teilt aber ihr Anliegen, die Haushalte und Unternehmen finanziell zu entlasten. Da-
her will der Bundesrat Massnahmen in seiner Kompetenz treffen. Er sieht vor, die Haushaltab-
gabe von heute 335 Franken schrittweise auf 300 Franken zu senken. Unternehmen bis zu ei-
nem Jahresumsatz von einer halben Million Franken sind bereits heute nicht abgabepflichtig. 
Neu will der Bundesrat diese Limite auf 1,2 Millionen Franken erhöhen. Damit werden neu zirka 
80 Prozent aller Unternehmen von der Abgabepflicht befreit. 
 
Die Regierung weist darauf hin, dass die SRG als Service public eine bedeutende staatspoliti-
sche Funktion in unserem viersprachigen Land erfüllt und ein wichtiger Teil einer unabhängigen 
und vielfältigen Medienlandschaft ist. Für Schaffhausen von grosser Bedeutung ist das Regio-
naljournal Zürich Schaffhausen. Es stellt eine qualitativ hochstehende, neutrale und breite Be-
richterstattung im und aus dem Kanton Schaffhausen sicher. Die vom Bundesrat vorgeschla-
gene Verordnungsrevision ist zwar nicht derart einschneidend wie die Volksinitiative «200 Fran-
ken sind genug! (SRG-Initiative)». Sie birgt zwar ebenfalls Risiken für die unabhängige und viel-
fältige Medienlandschaft der Schweiz, wird vom Regierungsrat im Sinne eines Gegenvorschlags 
auf Verordnungsstufe zur SRG-Initiative jedoch unterstützt. Sollte die vom Bundesrat vorge-
schlagene Teilrevision umgesetzt werden, darf die regionale Berichterstattung aber keine Kür-
zungen erfahren. Um das sicherzustellen, sind entsprechende Vorkehrungen in der Konzession der 
SRG zu treffen. Entsprechend hat der Regierungsrat die Erwartung, dass der Bundesrat zusammen 
mit der Senkung der Haushaltsabgabe aufzeigt, wie genau bzw. mit welchen Massnahmen sicher-
gestellt wird, dass es nicht zu einem Abbau bei der regionalen Berichterstattung kommen wird. 
 
 

Neue Leistungsvereinbarung für heilpädagogische Früherziehung von Kindern 
mit Sehbeeinträchtigung 

Der Regierungsrat hat die zwischen dem Erziehungsdepartement und dem Heilpädagogischen 
Schul- und Beratungszentrum SONNENBERG, Baar, abgeschlossene Leistungsvereinbarung 
für die heilpädagogische Früherziehung von Kindern mit einer Sehbeeinträchtigung oder Blind-
heit genehmigt. Dieser Bereich kann innerkantonal nicht abgedeckt werden. Bisher arbeitete der 
Kanton Schaffhausen mit dem Verein Heilpädagogische Früherziehung im Kanton Thurgau zu-
sammen. Auf Wunsch des Vereins wird die Leistungsvereinbarung infolge Fachkräftemangel 
nicht mehr verlängert. Es gibt nur wenige Institutionen, die über ein kantonsübergreifendes An-
gebot zur Förderung von solchen Kindern verfügen. Mit dem Heilpädagogischen Schul- und 
Beratungszentrum SONNENBERG in Baar konnte erfreulicherweise eine Institution gefunden 
werden, welche die Kinder mit Wohnsitz im Kanton Schaffhausen durch ihre Mitarbeitenden der 
Zweigstelle Kloten übergangslos betreuen wird. Der SONNENBERG ist eine anerkannte und 
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spezialisierte Institution, welche u.a. Kinder im Frühbereich mit einer Sehbeeinträchtigung 
und/oder Blindheit mit ausgewiesenen Fachpersonen unterstützt. Die neue Leistungsvereinba-
rung läuft vorerst vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024. 
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